
Von Michaela S. Paulmichl

Innsbruck – Ist von Mitbür-
gern mit Behinderung die Re-
de, denken viele ohne lange 
zu überlegen zuerst an Men-
schen im Rollstuhl. Die meis-
ten verbinden damit eine 
Beeinträchtigung, die sicht-
bar ist, übersehen dabei aber 
selbst, dass Behinderung häu-
fig nicht sofort erkennbar ist. 
„Vielen Betroffenen ist das 
auch lieber so“, wie Hannes 
Lichtner, Geschäftsführer des 
Zivilinvalidenverbands Tirol, 
meint. Das Bedürfnis, nicht als 
„anders“ aufzufallen, ist groß. 
Von anderen nicht mit all sei-
nen Bedürfnissen gesehen zu 
werden, hat aber auch viele 
Nachteile, wie der Fall eines 
Tirolers zeigt, der seit seiner 
frühen Kindheit an Epilepsie 
leidet. Trotz seiner 60-pro-
zentigen Einschränkung war 
er so lange wie möglich be-
rufstätig in einem Bereich, wo 
das möglich war. Aussagen, 
dass ihm doch nichts fehle 
und er nur zu faul sei, um zu 
arbeiten, haben ihn deshalb 
immer sehr getroffen. Auch in 
verschiedenen Ämtern habe 
er nicht die Anerkennung und 
Aufmerksamkeit bekommen, 
die er sich erwartet hätte, sagt 
der Mann und meint: „Men-
schen, denen man ihre Behin-
derung nicht ansieht, werden 
diskriminiert.“

Dabei sind die meisten Be-
hinderungen und chroni-
schen Erkrankungen unsicht-
bar, wie Isolde Kafka, Leiterin 
der Servicestelle Gleichbe-
handlung und Antidiskrimi-
nierung des Landes, meint. 
Den Betroffenen werde des-
halb manchmal mit Unver-
ständnis begegnet. Es gibt sehr 
viele Einschränkungen oder 
chronische Erkrankungen, 
deren Symptome für andere 
nicht erkennbar sind: „Wenn 
jemand gehörlos ist, sieht 
man das nicht. Auch wenn 
die Betroffenen versuchen zu 
deuten, reagieren vielen Men-
schen nicht entsprechend. 

Versteckte Beeinträchtigungen
Was man nicht sehen kann, das kann es auch nicht geben: Wie Menschen mit nicht sichtbarer Behinderung 

unter dem mangelnden Verständnis ihrer Mitbürger leiden. Wie man sich gegen Diskriminierung wehrt.

Epilepsie als nicht sichtbare Erkrankung: Betriebe scheuen sich aus Angst vor Krankenständen, Betroffene anzustellen. Foto: iStock

Isolde Kafka (Servicestelle 
Gleichbehandlung, Land Tirol)

„Die meisten Behin-
derungen und chro-

nischen Erkrankungen 
sind unsichtbar, die 
Folge ist Unverständnis.“

Von Michael Motz

S eit uns das Coronavirus 
in all seinen Varianten 

Opfer abverlangt, also seit 
rund zwei Jahren, bekom-
men wir Mails unserer Le-
serinnen und Leser. Über 
vieles haben wir nicht be-
richtet, weil Behörden for-
mal korrekt gehandelt ha-
ben, obwohl manche dieser 
administrativen Aktionen 
hart waren und ein zuge-
drücktes Auge kein Malheur 
gewesen wäre. Das schien 
uns in so schwierigen Zeiten 
nicht geeignet für kritisches 
Hinterfragen. Nun machen 
wir eine Ausnahme.

Zuletzt schrieb uns eine 
Mutter aus dem Oberland: 
„Seit Beginn der Pande-
mie tragen ich und meine 
Familie alle Maßnahmen 
der Regierung nach bestem 
Wissen und Gewissen mit. 
Zum Dank dafür verurteilte 
uns die Behörde kürzlich 
zu einer Geldstrafe in Höhe 
von 330 Euro.“ Grund war 
ein PCR-Gurgeltest ihres 
minderjährigen Sohnes. Das 
kam so: Zunächst wurde ein 
behördlich angeordneter 
PCR-Test gemacht. Dieser 
Test war positiv, obwohl 
sich die Eltern sicher waren, 
dass der Bub negativ ist. Auf 
Grund ihrer Skepsis sind sie 

noch einmal zum Freitesten 
gefahren. Man hielt das für 
zulässig, weil damals die 
ganze Region ein abgeson-
dertes Quarantänegebiet 
war. Sie wurden erwischt 
und von der BH gestraft. 
Formal zu Recht. Warum 
diese Erzählung? Die TT be-
richtete kürzlich unter dem 
Titel „Deshalb muss Kickl 
keine Strafe zahlen“ vom 
singulären Wohlwollen des 
Innsbrucker Stadtmagistrats. 
Die Behörde ersparte sich 
Mühen und somit blieb der 
Verstoß gegen die Masken-
pflicht für den Politiker straf-
frei. Frage: Dürfen Behörden 
nach Belieben gütig sein?

Corona: Strenge und Milde
Ein Fall für Motz

Vermitteln, unterstützen und 
helfen sind die Ziele unseres 
Ombudsmann-Teams, das drei 
Personen umfasst.  
Klaus Lugger, Jurist und 
langjähriger 

Geschäftsführer der 
Neuen Heimat Tirol, 

steht für Fragen 
zum Thema 
Wohnen zur 

Verfügung. 

Michael Motz, Journalist und 
Jurist, kümmert sich um alle 
anderen Anliegen der Leserinnen 
und Leser. Unterstützt werden sie 
von TT-Redakteurin Michaela 
Spirk-Paulmichl. 
 
Kontakt: Klaus Lugger ist unter 
ombudsmann@tt.com, über das 
TT-Sekretariat unter Tel. 050403-
1600 oder im Internet unter 
www.tt.com/service/ombuds-
mann erreichbar, Michael Motz 
unter michael.motz@tt.com.

Das Ombuds-Team der Tiroler Tageszeitung

Klaus Lugger, Michaela Spirk-
Paulmichl und Michael Motz (v. l.).
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Forschung: Diplom-Pädagogin Ca-
rolin Tillmann von der Philipps-Uni-
versität Marburg in Deutschland, 
die sich in ihrer Forschung auf die 
gesellschaftlichen und sozialen 
Folgen chronischer Erkrankungen 
konzentriert hat, ist zum Schluss 
gekommen, dass es vor allem bei 
nicht sichtbaren Symptomen häufig 

an Verständnis mangelt und in der 
Folge zu Vorurteilen und Fehlein-
schätzungen durch Außenstehende 
kommt. Denn was nicht sichtbar 
sei, werde schnell auch in seiner 
Existenz angezweifelt. Sehr viele 
chronisch kranke Menschen – sie 
listet hier auch Diabetiker oder an 
Multipler Sklerose Erkrankte auf – 

seien zudem von Symptomen wie 
Erschöpfung und Müdigkeit betrof-
fen. In dem Beitrag „Unsichtbare 
Behinderung: Ich habe was, was 
du nicht siehst“ für das „Rehacare-
Magazin“ berichtet sie über eine 
ihrer Studien. Dabei kam sie zum 
Schluss, dass über 90 Prozent 
aufgrund von Erschöpfung oder 

Müdigkeit Unverständnis und in der 
Folge Benachteiligungen erlebten. 
Die Wissenschafterin kritisiert au-
ßerdem, dass in Forschungsarbei-
ten und Debatten zu Inklusion und 
Barrierefreiheit immer noch viel zu 
häufig Menschen mit unsichtbaren 
Behinderungen und deren Bedürf-
nisse übersehen würden.

Vorurteile und Fehleinschätzungen: Studie zeigt Probleme auf

Sie reden laut oder brüllen 
und wollen nicht wahrhaben, 
dass ihr Gegenüber gar nichts 
hören kann.“ Gebärdenspra-
che als Erstsprache sei für 
die meisten Gehörlosen nur 
eingeschränkt verfügbar, die 
deutsche Sprache für sie eine 
Fremdsprache. „Schwerhö-
rigkeit ist dazu auch eine weit 
verbreitete Behinderung. Ist 
kein Hörgerät sichtbar, ist sie 
meist nur auf Grund der Ver-
ständigungsschwierigkeiten 
wahrnehmbar.“

Auch eine Sehbehinderung 
fällt nur dann auf, wenn je-
mand sichtbare Zeichen wie 
einen Blindenstock bei sich 
hat: „Während der Lock-
downs haben viele Betroffe-

ne berichtet, dass es wegen 
des Social Distancing schwer 
war, die nötige Unterstüt-
zung zu bekommen. Digitale 
Barrierefreiheit ist eine Not-
wendigkeit, insbesondere für 
Menschen mit einer Sehbe-
hinderung.“

Chronische Krankheiten, 
darunter Epilepsie oder Dia-
betes, seien versteckte Be-
hinderungen. „Viele Betriebe 
scheuen sich aus Angst vor 
Krankenständen, diese Men-
schen anzustellen“, so Kaf-
ka. Manche Behinderungen 
würden im Alltag von Unwis-
senden auch oft falsch einge-
schätzt oder zum Beispiel als 
übermäßiger Alkoholkonsum 
oder Marotte abgetan.

Besonders oft von Diskri-
minierungen betroffen sind 
ihrer Erfahrung nach Men-
schen mit psychischen Be-
einträchtigungen: „Die Me-
dienberichterstattung trägt 
leider dazu bei, die Angst der 
Öffentlichkeit zu schüren, 
wenn das Bild von gewalttä-
tigen Menschen mit psychi-
schen Beeinträchtigungen 
gezeichnet wird. Dabei sind 
das in den seltensten Fällen 
Erkrankte, die mit den Beein-
trächtigungen offensiv umge-
hen und in Behandlung sind.“

Eine weitere große Gruppe 
seien Menschen mit Lern-
schwierigkeiten, die auf ein-
fache Sprache und oft auch 
auf bildhafte Darstellungen 

angewiesen sind. Auch hier 
gibt es einen sehr großen 
Nachholbedarf.

Kafka: „Wichtig ist, dass 
Menschen mit Behinderun-
gen für sich selbst sprechen 
und insbesondere die An-
liegen der UN-Behinderten-
rechtskonvention einbrin-
gen. In besonderer Weise 
machen das in Tirol der Mo-
nitoringausschuss und der 
dazu gehörige Jugendbeirat.“ 
Bei Diskriminierungen durch 
das Land oder eine Tiroler 
Gemeinde bietet die Service-
stelle Gleichbehandlung und 
Antidiskriminierung Unter-
stützung, bei allgemeinen 
Anfragen der Behindertenan-
walt bei der Landesvolksan-

waltschaft. Bei Diskriminie-
rungen in anderen Bereichen 
ist der Behindertenanwalt des 
Bundes zuständig.

Wer sich benachteiligt fühlt, 
kann sich auch an den Zivilin-
validen-Landesverband wen-
den, auch das gilt natürlich 
für jede Art von Behinderung. 
Wie Geschäftsführer Lichtner 
meint, kann im Schlichtungs-
weg einiges bewirkt werden. 
Nächster Schritt wäre eine 
Klage beim Bezirksgericht, 
allerdings würde er sich da-
bei „mehr gesetzliche Tie-
fenwirkung“ wünschen. „Es 
gibt leider kein Recht auf ver-
pflichtende Beseitigung von 
Barrieren, wir haben schon 
öfters darauf aufmerksam 
gemacht und eine Änderung 
gefordert.“ Beurteilt wird nur 
der individuelle Schaden, 
Entschädigungen betragen 
maximal 1000 Euro. „Viele 
wollen sich eine individuel-
le Klage nicht antun, das ist 
immer eine große Belastung. 
Dazu kommt, dass immer 
auch ein gewisses Klagsrisi-
ko besteht und der Klagende 
auf den Gerichtskosten sitzen 
bleiben könnte.“ Die Folge 
sei, dass der Weg zum Gericht 
nicht oft beschritten wird. 

Lichtner rät auch Men-
schen mit chronischen Er-
krankungen, sich einen Be-
hindertenpass ausstellen zu 
lassen. „Wir weisen in der 
Beratung immer darauf hin, 
welche Vorteile es gibt.“ Dass 
Menschen, die wegen ihrer 
Beeinträchtigung nicht oder 
nur eingeschränkt arbeiten 
können, diskriminiert wer-
den, sei ein gesellschaftliches 
Thema, das mehr Beachtung 
finden müsste. „Man soll-
te eigentlich erwarten, dass 
es dafür mehr Verständnis 
gibt.“ Arbeiten zu können sei 
nicht nur ein Menschenrecht, 
sondern auch ein Grundbe-
dürfnis. Es brauche auch ent-
sprechende Angebote. „Viele 
würden gerne arbeiten, sind 
aber nicht in der Lage, am Ar-
beitsmarkt zu bestehen.“

Hannes Lichtner 
(ÖZIV Tirol) 

„Keine gesetzliche 
Tiefenwirkung: Es 

gibt leider kein Recht auf 
eine verpflichtende Be-
seitigung von Barrieren.“
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